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hängende Intoleranz verabschiedeten Erklärung von Durban
durchzuführen, mit dem Ziel, die anhaltenden Folgen der
Sklaverei zu bekämpfen und dazu beizutragen, die Würde der
Opfer der Sklaverei und des Sklavenhandels wiederherzustel-
len116,

in der Erkenntnis, dass über den vierhundert Jahre wäh-
renden transatlantischen Sklavenhandel und seine anhalten-
den, weltweit spürbaren Folgen nur sehr wenig bekannt ist,
und erfreut über die verstärkte Aufmerksamkeit, die der Frage
mit der Begehung des Jahrestags durch die Generalversamm-
lung zuteil wurde, insbesondere darüber, dass sie in vielen
Staaten stärker wahrgenommen wird,

insbesondere unter Hinweis auf Ziffer 101 der Erklärung
von Durban, in der die internationale Gemeinschaft und ihre
Mitglieder unter anderem gebeten wurden, den Opfern ein eh-
rendes Andenken zu bewahren,

1. begrüßt die Initiative der Mitgliedstaaten der Karibi-
schen Gemeinschaft, in den Räumlichkeiten der Vereinten
Nationen ein ständiges Mahnmal als Zeichen der Anerken-
nung der Tragödie und der anhaltenden Folgen der Sklaverei
und des transatlantischen Sklavenhandels zu errichten;

2. nimmt Kenntnis von der Einrichtung eines freiwilli-
gen Fonds für die Errichtung eines ständigen Mahnmals,
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der Einhaltung internationaler Erhaltungs- und Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen durch Fischereifahrzeuge auf Hoher See
(„Einhaltungsübereinkommen“)123, dem Durchführungsüber-
einkommen und dem Verhaltenskodex die Pflicht haben,
wirksame Kontrolle über die ihre Flagge führenden Fischerei-
fahrzeuge und Fischereiversorgungsfahrzeuge auszuüben und
dafür Sorge zu tragen, dass deren Tätigkeit die Wirksamkeit
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Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen und der zuständigen regionalen und subregionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung, jedoch besorgt feststellend, dass nach wie vor
keine grundlegenden Daten zu Haifischbeständen und -fän-
gen vorliegen, dass nur wenige Länder den Internationalen
Aktionsplan zur Erhaltung und Bewirtschaftung von Haifi-
schen umgesetzt haben und dass nicht alle regionalen Organi-
sationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen für
den gezielten Haifischfang beschlossen haben,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass die Pra-
xis des Fischfangs mit großen pelagischen Treibnetzen die le-
benden Meeresressourcen weiter bedroht, obwohl sie in den
meisten Regionen der Ozeane und Meere der Welt nach wie
vor selten vorkommt, 

betonend, dass Anstrengungen unternommen werden sol-
len, um sicherzustellen, dass die Durchführung der Resolu-
tion 46/215 in einigen Teilen der Welt nicht dazu führt, dass
Treibnetze, deren Verwendung im Widerspruch zu der ge-
nannten Resolution steht, in andere Teile der Welt verbracht
werden, 

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über Berichte, wonach
Seevögel, insbesondere Albatrosse und Sturmvögel, sowie
andere Meeresarten, namentlich Haie und andere Fischarten
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7. ermutigt die Staaten außerdem, den Vorsorgeansatz
und einen Ökosystem-Ansatz bei der Beschließung und
Durchführung von Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaß-
nahmen anzuwenden, die sich unter anderem gegen Beifänge,
Verschmutzung und Überfischung richten und den Schutz be-
sonders bedrohter Lebensräume anstreben, und dabei die be-
stehenden Leitlinien der Ernährungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen zu berücksichtigen; 

8. begrüßt es, dass einige regionale Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung Beob-
achtungsprogramme ausgearbeitet haben, um die Erhebung
von Daten, unter anderem über Ziel- und Beifangarten, zu
verbessern, und ermutigt die Staaten, einzeln und gegebenen-
falls gemeinsam robuste Beobachtungsprogramme auszuar-
beiten, vollständig durchzuführen und bei Bedarf weiter zu
verbessern, unter Berücksichtigung der von einigen regiona-
len Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischerei-
bewirtschaftung ausgearbeiteten Normen für derartige Pro-
gramme und der in Artikel 25 des Durchführungsüberein-
kommens und in Artikel 5 des Verhaltenskodexes genannten
Formen der Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern;

9. fordert die Staaten sowie die regionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung auf, die erforderlichen Daten über Fangmengen und Fi-
schereiaufwand sowie fischereibezogene Informationen voll-
ständig, genau und fristgerecht zu erheben und gegebenen-
falls der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen zu melden, namentlich Daten über ge-
bietsübergreifende Fischbestände und Bestände weit wan-
dernder Fische inner- und außerhalb der Gebiete nationaler
Hoheitsbefugnisse, Hochsee-Fischbestände sowie Beifänge
und Rückwürfe, und, sofern es daran mangelt, Verfahren zur
Verbesserung der Datenerhebung und der Berichterstattung
durch die Mitglieder der regionalen Organisationen und Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung einzurich-
ten, darunter regelmäßige Überprüfungen der Einhaltung die-
ser Verpflichtungen durch die Mitglieder, und bei Nichtein-
haltung das betreffende Mitglied zu verpflichten, das Problem
zu beheben, einschließlich durch die Ausarbeitung von Ak-
tionsplänen mit vorgegebenen Fristen; 

10. bittet die Staaten und die regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, bei
der Umsetzung und Weiterentwicklung des Systems zur
Überwachung der Fischereiressourcen mit der Ernährungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen zu-
sammenzuarbeiten; 

11. bekräftigt Ziffer 10 der Resolution 61/105 und for-
dert die Staaten auf, unter anderem im Rahmen regionaler Or-
ganisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibe-
wirtschaftung dringend Maßnahmen auf der Grundlage der
besten verfügbaren wissenschaftlichen Informationen zu be-

schließen, um den Internationalen Aktionsplan zur Erhaltung
und Bewirtschaftung von Haifischen in Bezug auf den geziel-
ten und nicht gezielten Haifischfang voll durchzuführen, in-
dem sie unter anderem Fang- oder Fischereiaufwandsbe-
schränkungen verhängen, die ihre Flagge führenden Schiffe
zur Erhebung und regelmäßigen Vorlage von Daten über Hai-
fischfänge, darunter artenspezifische Daten, Rückwürfe und
Anlandungen, verpflichten, umfassende Abschätzungen der
Haibestände, auch im Wege der internationalen Zusammen-
arbeit, vornehmen, Beifänge von Haien und die Beifangsterb-
lichkeit verringern und bei ungesicherten oder unzureichen-
den wissenschaftlichen Informationen den gezielten Hai-
fischfang nicht ausweiten, bis Maßnahmen festgelegt worden
sind, um die langfristige Erhaltung und Bewirtschaftung und
die nachhaltige Nutzung der Haibestände zu gewährleisten
und den weiteren Rückgang sensibler oder bedrohter Haibe-
stände zu verhindern;

12. fordert die Staaten auf, sofortige konzertierte Maß-
nahmen zu ergreifen, um die Durchführung und Einhaltung
der von den regionalen Organisationen oder Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung und auf nationaler Ebene
bereits getroffenen Maßnahmen zur Regulierung des Hai-
fischfangs zu verbessern, insbesondere der Maßnahmen, die
den ausschließlich zur Gewinnung von Haifischflossen be-
triebenen Fischfang verbieten oder beschränken, und bei Be-
darf zu erwägen, gegebenenfalls andere Maßnahmen zu tref-
fen, etwa indem sie vorschreiben, dass alle Haie mit sämtli-
chen Flossen am Körper angelandet werden;

13. ersucht die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen, einen Bericht auszuarbeiten,
der eine umfassende Analyse der Durchführung des Interna-
tionalen Aktionsplans zur Erhaltung und Bewirtschaftung
von Haifischen sowie Angaben über die Fortschritte bei der
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II
Durchführung des Übereinkommens von 1995 zur Durch-

führung der Bestimmungen des Seerechtsüberein-
kommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember
1982 über die Erhaltung und Bewirtschaftung von ge-
bietsübergreifenden Fischbeständen und Beständen
weit wandernder Fische
16. fordert alle Staaten sowie die im Seerechtsüberein-

kommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durch-
führungsübereinkommens genannten Rechtsträger auf, sofern
sie es nicht bereits getan haben, das Durchführungsüberein-
kommen zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten und
in der Zwischenzeit seine vorläufige Anwendung zu erwägen; 

17. fordert die Vertragsstaaten des Durchführungsüber-
einkommens auf, mit Vorrang ihre innerstaatlichen Rechts-
vorschriften den Bestimmungen des Übereinkommens anzu-
passen und sicherzustellen, dass diese in den regionalen Or-
ganisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung, deren Mitglied sie sind, wirksam umgesetzt wer-
den; 

18. betont, wie wichtig diejenigen Bestimmungen des
Durchführungsübereinkommens sind, die sich auf die bilate-
rale, regionale und subregionale Zusammenarbeit bei der
Durchsetzung beziehen, und fordert nachdrücklich zur Fort-
führung der diesbezüglichen Anstrengungen auf; 

19. fordert alle Staaten auf, sicherzustellen, dass ihre
Schiffe die von den regionalen und subregionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen des
Seerechtsübereinkommens und des Durchführungsüberein-
kommens beschlossenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungs-
maßnahmen befolgen; 

20. fordert die Vertragsstaaten des Durchführungsüber-
einkommens nachdrücklich auf, im Einklang mit Artikel 21
Absatz 4 allen Staaten, deren Schiffe auf Hoher See in dersel-
ben Region oder Subregion Fischfang betreiben, unmittelbar
oder über die entsprechende subregionale oder regionale Or-
ganisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirt-
schaftung die Art der Legitimation mitzuteilen, die sie ihren
zum Anbordgehen und zur Kontrolle gemäß Artikel 21 und
22 des Übereinkommens ordnungsgemäß bevollmächtigten
Inspektoren ausgestellt haben; 

21. fordert die Vertragsstaaten des Durchführungsüber-
einkommens außerdem nachdrücklich auf, im Einklang mit
Artikel 21 Absatz 4 eine geeignete Behörde für die Entgegen-
nahme von Mitteilungen nach Artikel 21 zu bezeichnen und
die Bezeichnung über die entsprechende subregionale oder
regionale Organisation oder Vereinbarung betreffend Fische-
reibewirtschaftung in geeigneter Weise bekannt zu machen; 

22. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass die Fi-
schereikommission für den westlichen und mittleren Pazifik
auf ihrer vom 11. bis 15. Dezember 2006 in Apia abgehalte-
nen dritten Jahrestagung Verfahren für das Anbordgehen und
die Kontrolle eines Schiffes auf Hoher See verabschiedet hat,
durch die die Artikel 21 und 22 des Durchführungsüberein-
kommens zur vollen Anwendung gelangen, und bittet die an-

deren regionalen Organisationen und Vereinbarungen betref-
fend Fischereibewirtschaftung, sicherzustellen, dass die für
das Anbordgehen und die Kontrolle eines Schiffes auf Hoher
See ausgearbeiteten Verfahren mit den genannten Artikeln
vereinbar sind; 

23. fordert die Staaten auf, einzeln und gegebenenfalls
im Rahmen der für Hochsee-Fischbestände zuständigen re-
gionalen und subregionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung die erforderli-
chen Maßnahmen zu beschließen, um die langfristige Erhal-
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Zuteilungsverfahren des Fonds einzuholen und erforderli-
chenfalls Änderungen in Erwägung zu ziehen, um den Pro-
zess zu verbessern; 

28. legt
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regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend
Fischereibewirtschaftung im Einklang mit dem Völkerrecht
beschlossenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen
untergraben; 

40. fordert die Staaten auf, den ihre Flagge führenden
Schiffen nicht zu gestatten, auf Hoher See oder in Gebieten
nationaler Hoheitsbefugnisse anderer Staaten Fischfang zu
betreiben, es sei denn, die Schiffe haben eine ordnungsgemä-
ße Genehmigung der Behörden des betreffenden Staates er-
halten und üben ihre Tätigkeit im Einklang mit den in der Ge-
nehmigung festgelegten Bedingungen aus, und fordert sie
auf, im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen des
Seerechtsübereinkommens, des Durchführungsübereinkom-
mens und des Einhaltungsübereinkommens konkrete Maß-
nahmen zur Kontrolle der Fischereitätigkeit von Schiffen, die
ihre Flagge führen, zu ergreifen, einschließlich Maßnahmen,
die ihre Staatsangehörigen davon abhalten sollen, ihre Schiffe
umzuflaggen; 

41. bittet die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen, entsprechend dem vom Fische-
reiausschuss auf seiner siebenundzwanzigsten Tagung geäu-
ßerten Ersuchen weiter die Möglichkeit zu prüfen, eine Ex-
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verabschiedeten Musterleitlinien für Hafenstaatmaßnahmen
zur Bekämpfung der illegalen, nicht gemeldeten und unregu-
lierten Fischerei genannt sind, und die Erarbeitung und An-
wendung von Mindestnormen auf regionaler Ebene zu för-
dern; 

50. begrüßt in diesem Zusammenhang, dass mehrere re-
gionale Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung, wie die Kommission für die Fische-
rei im Nordostatlantik, die Organisation für die Fischerei im
Nordwestatlantik und die Kommission zur Erhaltung der le-
benden Meeresschätze der Antarktis, einvernehmliche Hafen-
staatmaßnahmen beschlossen haben, darunter die Verweh-
rung des Hafenzugangs für die Schiffe, die in den von diesen
Organisationen aufgestellten Listen der illegale, nicht gemel-
dete und unregulierte Fischere
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zieren, und ermutigt zur Verbesserung der Koordinierung
zwischen allen Parteien und den regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung
beim Austausch und bei der Nutzung dieser Informationen,
unter Berücksichtigung der in Artikel 25 des Durchführungs-
übereinkommens genannten Formen der Zusammenarbeit mit
Entwicklungsländern;

60. ersucht die Staaten und die zuständigen internatio-
nalen Organe, im Einklang mit dem Völkerrecht und unter
Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse der Entwick-
lungsländer und der in Artikel 25 des Durchführungsüberein-
kommens genannten Formen der Zusammenarbeit mit den
Entwicklungsländern wirksamere Maßnahmen zur Rückver-
folgung von Fischen und Fischereierzeugnissen auszuarbei-
ten, damit die Einfuhrstaaten Fische oder Fischereierzeugnis-
se identifizieren können, die auf eine Weise gefangen wur-
den, die die in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht verein-
barten internationalen Erhaltungs- und Bewirtschaftungs-
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68. fordert die Staaten außerdem auf, einzeln und über
die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betref-
fend Fischereibewirtschaftung sicherzustellen, dass die in
dem Internationalen Aktionsplan für die Steuerung der Fang-
kapazitäten geforderten dringenden Maßnahmen rasch durch-
geführt werden und dass die Umsetzung des Aktionsplans un-
verzüglich erleichtert wird, wie von der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen verein-
bart; 

69. ersucht die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen, über den Stand der Durchfüh-
rung des Internationalen Aktionsplans für die Steuerung der
Fangkapazitäten Bericht zu erstatten, wie in Ziffer 48 des Ak-
tionsplans vorgesehen; 

70. ermutigt die Staaten, die im Hinblick auf die Schaf-
fung subregionaler und regionaler Organisationen und Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zusammen-
arbeiten, den Fischereiaufwand in den Gebieten, die der Re-
gulierung durch die künftigen Organisationen und Vereinba-
rungen unterworfen sein werden, freiwillig einzuschränken,
bis angemessene regionale Erhaltungs- und Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen beschlossen und durchgeführt werden, un-
ter Berücksichtigung der Notwendigkeit, die langfristige Er-
haltung und Bewirtschaftung und die nachhaltige Nutzung
der jeweiligen Fischbestände zu gewährleisten;

71. fordert die Staaten nachdrücklich auf, Subventionen
abzuschaffen, die zu illegaler, nicht gemeldeter und unregu-
lierter Fischerei und zu Überkapazitäten beitragen, und
gleichzeitig die von der Welthandelsorganisation im Einklang
mit der Erklärung von Doha127 unternommenen Anstrengun-
gen zur Klarstellung und Verbesserung ihrer Disziplinen be-
treffend Fischereisubventionen zu Ende zu führen, unter Be-
rücksichtigung der Bedeutung dieses Sektors, namentlich der
Kleinfischerei, der handwerklichen Fischerei und der Aqua-
kultur, für die Entwicklungsländer; 

VII

Fischfang mit großen pelagischen Treibnetzen
72. bekräftigt die Bedeutung, die sie der weiteren Befol-

gung ihrer Resolution 46/215 und anderer späterer Resolutio-
nen über Fischfang mit großen pelagischen Treibnetzen bei-
misst, und fordert die Staaten und die im Seerechtsüberein-
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76. begrüßt die vom Fischereiausschuss auf seiner sie-
benundzwanzigsten Tagung abgegebene Empfehlung, dass
die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen in Zusammenarbeit mit den zuständigen Orga-
nen Praxisleitlinien erarbeiten soll, um den Staaten und den
subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung bei der Umset-
zung des Internationalen Aktionsplans zur Verringerung der
Beifänge von Seevögeln bei der Langleinenfischerei behilf-
lich zu sein, und dass die Praxisleitlinien auf andere in Be-
tracht kommende Fanggeräte ausgeweitet werden sollen121; 

IX

Subregionale und regionale Zusammenarbeit
77. fordert die Küstenstaaten und die Staaten, die Hoch-

seefischerei betreiben, nachdrücklich auf, sich in Überein-
stimmung mit dem Seerechtsübereinkommen, dem Durch-
führungsübereinkommen und anderen einschlägigen Über-
einkünften um eine Zusammenarbeit in Bezug auf gebiets-
übergreifende Fischbestände und Bestände weit wandernder
Fische zu bemühen, entweder unmittelbar oder über geeigne-
te subregionale oder regionale Organisationen oder Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung, um die wirksa-
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der Fischereibewirtschaftung entsprechend dem Durchfüh-
rungsübereinkommen und anderen einschlägigen internatio-
nalen Übereinkünften zu verwirklichen, indem sie sich auf
die besten verfügbaren wissenschaftlichen Informationen
stützen, den Vorsorgeansatz anwenden und in die Fischerei-
bewirtschaftung einen Ökosystem-Ansatz sowie Erwägungen
der biologischen Vielfalt einbeziehen, sofern diesbezüglich
noch Lücken bestehen, um sicherzustellen, dass sie einen
wirksamen Beitrag zur langfristigen Erhaltung und Bewirt-
schaftung und zur nachhaltigen Nutzung der lebenden Mee-





I.  Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

70

samt Fischbeständen, vor Verschmutzung und physischer
Schädigung zu ergreifen; 

104. bekräftigt die Bedeutung, die sie den Ziffern 77 bis
81 der Resolution 60/31 beimisst, in denen das Problem des
verloren gegangenen, aufgegebenen oder zurückgelassenen
Fanggeräts und des damit verbundenen Meeresmülls sowie
die nachteiligen Auswirkungen von Meeresmüll und un-
brauchbarem Fanggerät unter anderem auf die Fischbestände,
die Meereslebensräume und andere Meeresarten behandelt
wurden, und fordert die Staaten und die regionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung mit Nachdruck zu rascheren Fortschritten bei der Durch-
führung der genannten Ziffern auf; 

105. stellt mit Befriedigung fest, dass der Fischereiaus-
schuss auf seiner siebenundzwanzigsten Tagung das Problem
des unbrauchbaren Fanggeräts behandelt und dessen beson-
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lichen Kapazitäten über vorhandene Fonds wie den Hilfs-
fonds nach Teil VII des Durchführungsübereinkommens, die




